
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der Stadt 
Nierstein 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 19.08.2025 
 
in Nierstein, Rathaus Nierstein, Bildstockstraße 10 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:40 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Krämer 3. Beigeordneter und Vorsitzender   
Lucia Schenk Ausschussmitglied 

Sitzung um 20:40 Uhr vorzeitig verlassen. 
  

Michael Voß Ausschussmitglied   
Gerd-Helmut Hexemer Ausschussmitglied   
Hans-Joachim Kehl Ausschussmitglied   
Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Ekkehard Huff Ausschussmitglied   
Stefan Petry Ausschussmitglied   
Dipl.-Ing. Uwe Gärtner Ausschussmitglied 

in Vertretung von Falk, Peter 
  

 
Entschuldigt: 
Benedikt Stratmann Ausschussmitglied   
Thilo Mayer Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
Peter Falk Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Dipl.-Ing. Gärtner, 
Uwe 

  

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Jochen Schmitt Stadtbürgermeister   
Norbert Engel 1. Beigeordneter   
Michael Sander 2. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Karin Bachmann Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der Stadt Nierstein sind 
mit der Einladung vom 11.08.2025 auf Dienstag, 19.08.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Der Vorsitzende erklärt vor Eintritt in die Tagesordnung einen Ergänzungsbedarf zur 
Tagesordnung um Punkt 6.2 (Oberdorfstr. 57) wegen Eilbedürftigkeit. Der Punkt 6 wird zu 
Punkt 6.1. 
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja - einstimmig 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Vorstellung Windkraftprojekt Lörzweiler - Königstuhl 

 
2. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 11.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß 
§ 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0058) 
 

3. Stadt Nierstein; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Rossberg-West II - 4. BA, 3. 
Änderung";  
A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB; 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 
B) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0068) 
 

4. Stadt Nierstein; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Breitgasse";  
A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
erneuten Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB; Abwägung 
nach § 1 Abs. 7 BauGB 
B) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0067) 
 

5. Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB und Genehmigung 
nach § 144 BauGB 
Hier: Bachgasse; Flur 1, Flurstücke 1220, 1221, 1223, 1224/2 
Fristende: 08.09.2025 
Neubau eines Mehrfamilienhauses in 2.Reihe sowie einer Garage für 6 Fahrzeuge 
(Doppelparker) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0057) 
 

6.1 Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 244/2 
Fristende: 11.09.2025 
Dachsanierung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0062) 
 

6.2 Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 247/1  
Fristende: 23.09.2025 
Umbau und Erweiterung eines bestehenden Wohnhauses 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0073) 
 

7. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hinter Saal; Flur 2, Flurstück 11, 12 13, 31, 40/8 
Fristende: 23.09.2025 
Errichtung eines Einfamilienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0069) 
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8. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beratung und Beschlussfassung über die Evaluierung 
und Fortschreibung des ISEK 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0065) 
 

9. Städtebauförderung Nierstein; hier:  Beschlussfassung über den Planentwurf Stadtpark 
nach Bürgerbeteiligung sowie über die Kosten der Modernisierung und Instandsetzung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0070) 
 

10. Aufstellung einer Gestaltungsrichtlinie für private Möblierung im öffentlichen Raum  
hier: Grundsatzbeschluss 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0061) 
 

11. Mitteilungen 
 

12. Anfragen 
 

  
Nach dem Nichtöffentlichen Teil  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Vorstellung Windkraftprojekt Lörzweiler - Königstuhl  

 
Beratung: 
 
Vorstellung des Projekts Lörzweiler-Königstuhl durch Tom Herzberg und Nourhen Kahouli, 
Energiequelle GmbH Wiesbaden. Im Anschluss an die Präsentation findet ein Austausch mit 
den Ausschuss-Mitgliedern statt. Dabei werden Fragen zum vorgestellten Konzept sowie 
Anregungen und Hinweise aus dem Gremium aufgenommen. Die Mitglieder äußern Interesse 
an einer weiterführenden Bürgerbeteiligung. Zur Vertiefung des Dialogs und zur Information 
der interessierten Öffentlichkeit wird auf das geplante Bürgercafé hingewiesen.  
 
 
 
 
2. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 11.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0058) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat am 04. Juni 2024 den 
Aufstellungsbeschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Bereich des 
Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 21. Oktober 2024 bis einschließlich 22. November 2024 
statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 
Abs. 1 BauGB) sowie der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde vom 16. Oktober 
2024 bis einschließlich 22. November 2024 durchgeführt. 
 
Gemäß der vorliegenden Entwurfsfassung ist die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung 'Rechenzentrum' im überwiegenden Teil (ca. 44 ha) und einer 
gewerblichen Baufläche im südöstlichen Teilbereich des Planungsareals (ca. 14 ha) 
beabsichtigt. Die Ausweisungen von Versorgungsflächen für eine bestehende 
Entwässerungsfläche im Nordosten und einen Bereich für Elektrizität und Gas im äußersten 
Südosten werden übernommen (ca. 2 ha). Die Darstellung von Grünflächen transportiert 
Qualitätsvorgaben, zum einen eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie 
zum anderen eine innere Durchgrünung (zusammen ca. 10 ha). Darüber hinaus werden die 
bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet hineinragen, sowie randliche Gewässer III. 
Ordnung und ein Biotop, nachrichtlich übernommen. 
 
Gegenüber der Fassung zum Vorentwurf wurden in der Planzeichnung nur geringfügige 
Anpassungen vorgenommen. Konkret handelt es sich um eine leicht veränderte Grenzziehung 
zwischen der Sonderbauflächen und der gewerblichen Baufläche sowie Modifikationen der 
Lage des innergebietlichen Grünzugs. Fachliche Anregungen und Hinweise aus der 
landesplanerischen Entscheidung sowie aus den frühzeitigen Beteiligungsverfahren sind 
gemäß der Maßstabsebene der Flächennutzungsplanung eingegangen. Erkenntnisse aus der 
parallellaufenden Bebauungsplanung der Stadt Nierstein, insbesondere zu Fachthemen, 
wurden soweit sie für die Flächennutzungsplanung relevant sind, ebenfalls in abstrahierter 
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Form ergänzt. Darauf wird verschiedentlich in der Begründung verwiesen. Weiterhin wurde 
der Umweltbericht entsprechend ergänzt. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB werden Sie als Nachbargemeinde an dem 
Verfahren beteiligt.  
Sie werden hiermit um Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 
in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park, Stand: Juni 
2025) bis zum 15. August 2025 gebeten. 
 
Die Unterlagen zum Planentwurf (Plan, Planbegründung mit Umweltbericht, Gutachten sowie 
die nach Einschätzung der Verbandsgemeinde wesentlichen vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen) werden Ihnen ab sofort unter  
https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu elektronisch bereitgestellt.  
 
Die Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans "Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum" wird 
parallel zur vorliegenden Beteiligung durchgeführt. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung zur 8. FNP-Änderung und zum Bebauungsplan erfolgt in der Zeit 
vom 21. Juli 2025 bis 29. August 2025. 
 
Das vorliegende Projekt der Errichtung eines europaweit bedeutsamen Rechenzentrums wie 
auch die Folgenutzung der seit langen Jahren brachliegenden Konversionsfläche sind für die 
Verbandsgemeinde, die Stadt Nierstein und die gesamte Region vom größtem Gewicht. 
 
 
Anlagen: (Alle Unterlagen können unter https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/ oder in der 
Fachabteilung Bauen und Umwelt, im Gebäude „Castello“ Raum 209/210 eingesehen 
werden.) Planzeichnung, Textl. Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht sowie 
Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Stadt gem. § 4 Abs. 2 mit Abgabe ihrer 
Äußerung bis spätestens 15.08.2025 beteiligt.  
Da eine Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung, des Ortsbeirates 
Schwabsburg und des Stadtrates erst nach der Frist stattfindet, wurde eine 
Verlängerung bis zum 11.09.2025 bewilligt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung/ der Ortsbeirat/ der Stadtrat hat die 
Planunterlagen zur „8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und 
Gewerbe im Rhein-Selz-Park)“ im Verfahren der Behördenbeteiligung  (§ 4 Abs. 2 BauGB) zur 
Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 

A) Der Stadtrat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Analgen in 
der vorliegenden Fassung. 

oder 
 

B) Der Stadtrat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und/oder Bedenken 
vorzutragen. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
  

https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu
https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/
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Beschluss: 
 
Der Ausschuss folgt dem Beschlussvorschlag mit der Variante A)  
 
Abstimmungsergebnis 11 x Ja - einstimmig 
 
 
 
 
3. Stadt Nierstein; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Rossberg-West II - 4. BA, 3. 

Änderung";  
A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus 
der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 
2 BauGB; Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 
B) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0068) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zu A) 
 
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger öffentlicher 
Belange zu beteiligen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat zum Ziel, das Abwägungsmaterial zu 
ermitteln, die Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre 
Einwirkungsmöglichkeiten zu verbessern. In der vollzogenen Beteiligung (Offenlage der 
Planunterlagen) nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit über die Planungsentwürfe 
öffentlich am 08.01.2025 informiert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
09.01.2025 – 10.02.2025 im Verwaltungsgebäude der VG Rhein-Selz statt. Die 
Planungsunterlagen konnten in dieser Zeit auch auf der Website der VG Rhein-Selz 
heruntergeladen werden. 
Eine gleichartige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden. Beteiligt wurden Behörden und 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt 
wird. Die Gemeinde hat gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behördenbeteiligung durchzuführen. 
Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen 
innerhalb eines Monats abzugeben. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 23.01.2025 über den Bebauungsplan unterrichtet. Ihnen 
wurde Gelegenheit gegeben, sich bis zum 28.02.2025 zum anstehenden 
Bebauungsplanentwurf zu äußern. 
 
Die im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Gemeinderat zu treffenden 
Abwägungsentscheids, durch das beauftragte Planungsbüro inhaltlich geprüft, bewertet, 
fachlich kommentiert, gegeneinander abgewogen und als Abwägungsvorschlag in einer 
Abwägungstabelle (Wertung der Belange) zusammengefasst. 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander durch den Gemeinderat gerecht 
abzuwägen. Die Abwägungstabelle mit den im Rahmen der Offenlage und formellen 
Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen sowie die jeweils fachliche Bewertung 
inklusive Abwägungsvorschlag des Planungsbüro Hendel und Partner liegt den Mitgliedern 
des Gremiums zur Beratung und beschlussmäßigen Abwägung vor. 
 
Zu den beiliegenden Unterlagen (Satzungsfassung): 

• Auf Anregung aus mehreren Stellungnahmen wurde ein Verkehrsgutachten zur 
Planung erarbeitet sowie das Artenschutzgutachten ergänzt. Die Ergebnisse beider 
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Gutachten sowie des zwischenzeitlich vorgelegten Bodengutachtens wurden in die 
Begründung des Bebauungsplans eingearbeitet und als Anlage beigefügt.  

• In der Begründung zum Bebauungsplan wurde aufgrund der Bedenken und 
Anregungen zu diesem Thema ein Absatz zur Standortwahl ergänzt. 

• In der Planzeichnung des Bebauungsplans werden aufgrund der Einwände und 
Anregungen die zeichnerische Festsetzungen zur Anpflanzung von 5 Bäumen im 
Süden des Kita-Geländes am Übergang zur verbleibenden Spielplatz ergänzt.  

• Die in der Planzeichnung festgesetzten Baumpflanzungen werden durch textliche 
Festsetzungen z.B. zum Standort der Baumpflanzung sowie durch weitere 
Festsetzungen zum Ersatz abgängiger Gehölze und zur zeitnahen Herstellung der 
Begrünung flankiert.  

• In den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans werden auf Anregung der 
Kreisverwaltung die Inhalte der Nutzungsschablone als textliche Festsetzungen 
ergänzt. Es handelt sich um eine rein redaktionelle Anpassung ohne Auswirkungen auf 
die Festsetzungen des Bebauungsplans. 

• Aufgrund verschiedener Anregungen werden wird ein Hinweis zum Bebauungsplan 
ergänzt sowie mehrere Hinweise neu aufgenommen. 

 
 
Zu B) 
 
Der Bebauungsplan „Rossberg-West II – 4. BA, 3. Änderung“, bestehend aus der 
Planzeichnung mit bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Textfestsetzungen, mit 
Hinweisen und Begründung ist gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschließen. Mit 
der Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses wird der Bebauungsplan rechtskräftig. 
 
 
Anlage:  
 
_Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag) aus der förmlichen Beteiligung.  
_Planzeichnung, Begründung, Textfestsetzungen  
_Gutachten zur Planung (Artenschutz, Verkehr, Baugrund) 
(Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen 
im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung). 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der Bauausschuss / Stadtrat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan „Rossberg-
West II – 4. BA, 3. Änderung“ die aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung 
vorgebrachten Stellungnahmen der Privatpersonen, der Behörden und der Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB zur Kenntnis genommen, sie beraten und 
gegeneinander sowie untereinander gerecht abgewogen. Der Bauausschuss empfiehlt / 
Stadtrat beschließt gemäß § 1 Abs. 7 BauGB den Abwägungsvorschlag in der vorliegenden 
Fassung. 
 
B) 
Der Bauausschuss empfiehlt / der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan „Rossberg-West II 
– 4. BA, 3. Änderung“, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen mit 
bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Textfestsetzungen sowie den Hinweisen 
und der Begründung zum Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. 
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Beschluss: 
 
Der Ausschuss empfiehlt, dem Beschlussvorschlag A) – Abwägungsvorschlag zu folgen: 
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja – einstimmig 
 
Unter Vorbehalt der Abweichung der Planung und deren Harmonisierung ergeht der Beschluss 
B) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB (Vorlagen-Nummer: 043/2025/0068) 
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja - einstimmig  
 
 
 
 
4. Stadt Nierstein; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Breitgasse";  

A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus 
der erneuten Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB; 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 
B) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0067) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zu A) 
 
Aufgrund der während der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
und der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs,. 2 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen wurden Änderungen an den zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs vorgenommen. In diesem Fall ist der Entwurf des 
Bebauungsplans gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut im Internet zu veröffentlichen und es sind 
erneut die Stellungnahmen der Behörden einzuholen. Der Öffentlichkeit ist in Bezug auf die 
Änderung oder Ergänzung und ihre möglichen Auswirkungen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben.  
Die öffentliche Bekanntmachung über die erneute Offenlage erfolgte im Amtsblatt der VG 
Rhein Selz am 11.06.2025 sowie auf der Website der VG Rhein-Selz.  
Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 16.06.2025 bis 06.07.2025 
durch Auslage des Bebauungsplanentwurfs im Verwaltungsgebäude der VG Rhein-Selz sowie 
durch Bereitstellung auf der Website der VG Rhein-Selz zum Download statt. 
Die von den Änderungen des Planentwurfs betroffenen Behörden und Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 13.06.2025 und Frist zum 06.07.2025 erneut an der 
Planung beteiligt. 
 
Die im Rahmen der erneuten Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Stadtrat zu treffenden 
Abwägungsentscheids, durch das beauftragte Planungsbüro Hendel und Partner inhaltlich 
geprüft, bewertet, fachlich kommentiert, gegeneinander abgewogen und als 
Abwägungsvorschlag in einer Abwägungstabelle (Wertung der Belange) zusammengefasst. 
Die Abwägungstabelle liegt den Mitgliedern des Gremiums zur Beratung und 
beschlussmäßigen Abwägung vor. 
 
Zu den beiliegenden Unterlagen (Satzungsfassung): 
 

• Auf Anregung der Kreisverwaltung wird die Breite der westlichen Randeingrünung von 
1 m auf 2 m verbreitert.  
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• Auf Anregung der Kreisverwaltung und der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz wurden Hinweise zu den Themen Sturzflutgefährdung und 
Herstellung eines unterirdischen Speicherbauwerks ergänzt 

Außer der Stadt Nierstein ergeben sich von der Verbreiterung der Randeingrünung keine 
Betroffenheiten. Eine Erneute Beteiligung ist nicht erforderlich. 
 
Zu B) 
 
Der Bebauungsplan „Breitgasse“, bestehend aus der Planzeichnung mit bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlichen Textfestsetzungen, mit Hinweisen und Begründung ist gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschließen. Mit der Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses 
wird der Bebauungsplan rechtskräftig. 
 
 
Anlage:  
 
_Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag) aus der förmlichen Beteiligung.  
_Planzeichnung, Begründung, Textfestsetzungen  
_Gutachten zur Planung (Artenschutz, Schall, Boden und Entwässerungsplanung) 
(Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen 
im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung). 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der Bauausschuss / Stadtrat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan 
„Breitgasse“ die aus der erneuten Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Privatpersonen, der Behörden und der Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4a Abs. 3 BauGB zur Kenntnis genommen, sie beraten und gegeneinander sowie 
untereinander gerecht abgewogen. Der Bauausschuss empfiehlt / der Stadtrat beschließt 
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB den Abwägungsvorschlag in der vorliegenden Fassung. 
 
B) 
Der Bauausschuss empfiehlt / der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan „Breitgasse“, 
bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen mit bauplanungsrechtlichen 
und bauordnungsrechtlichen Textfestsetzungen sowie den Hinweisen und der Begründung 
zum Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss empfiehlt, dem Beschlussvorschlag A) – Abwägungsvorschlag zu folgen:  
 
Abstimmungsergebnis – 11 x Ja – einstimmig 
 
 
Unter Vorbehalt der Abweichung der Planung und deren Harmonisierung ergeht der Beschluss  
 
B) Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB  
 
Abstimmungsergebnis – 11 x Ja - einstimmig  
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5. Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB und 

Genehmigung nach § 144 BauGB 
Hier: Bachgasse; Flur 1, Flurstücke 1220, 1221, 1223, 1224/2 
Fristende: 08.09.2025 
Neubau eines Mehrfamilienhauses in 2.Reihe sowie einer Garage für 6 Fahrzeuge 
(Doppelparker) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0057) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 08.09.2025.  
 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist der Neubau eines Mehrfamilienhauses in 2.Reihe sowie 
einer Garage für 6 Fahrzeuge (Doppelparker). 
 

• Planungsrechtliche Zulässigkeit 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein.  
 

• Gestaltungssatzung/Stellungnahmen Büro Deubert  
 
Das Vorhaben befindet sich darüber hinaus im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der 
Stadt Nierstein sowie im förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet.  
Zur Bauvoranfrage wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine 
Stellungnahme nach § 144 BauGB sowie zu den Regelungen der Gestaltungssatzung 
eingeholt.  
In seiner Stellungnahme verweist das Büro Deubert insbesondere auf § 4 der 
Gestaltungssatzung. Dieser verlangt, dass sich bauliche Anlagen nach Form und Maßstab, 
Gliederung, Material und Farbe in den historischen Charakter und die städtebauliche 
Bedeutung der umgebenden Bebauung einfügen. Besonders zu berücksichtigen sind die 
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regionaltypisch gewachsene Grundrissstruktur, die Proportionen, die Dachlandschaft sowie 
die Fassadengestaltung, die das unverwechselbare Stadtbild Niersteins prägen. 
Gemäß der Stellungnahme des Büro Deubert widerspricht die Bauvoranfrage den 
Anforderungen der Gestaltungssatzung in mehreren Punkten:  
 

• Der vorgesehene Neubau mit Flachdach als Hauptdachform entspricht nicht der 
ortsbildprägenden Dachlandschaft, die durch geneigte Dächer (insbesondere Sattel- 
und Krüppelwalmdächer) bestimmt wird.  

• Der geplante vollständige Abriss der bestehenden Scheune würde einen strukturell und 
historisch bedeutsamen Gebäudekörper aus dem Stadtbild entfernen. 

• Neubauten sind zudem grundsätzlich mit einem Sockel zu versehen. Der 
Sockelbereich ist nach § 13 Abs. 2 der Gestaltungssatzung der Stadt deutlich von der 
Fassade abzusetzen. Soweit aus den vorgelegten Plänen erkennbar, soll der Neubau 
ohne Sockel ausgeführt werden. 

 
Dem Bauausschuss/Stadtrat wird daher seitens des Planungsbüro Deubert empfohlen, der 
Bauvoranfrage i.S. des § 144 BauGB nicht zuzustimmen. Die vorgesehene Bebauung 
entspricht nicht den Anforderungen des § 4 der Gestaltungssatzung und steht im Widerspruch 
zu den städtebaulichen Zielsetzungen der Stadt Nierstein. 
 
 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
Aufgrund der Abweichungen von den Anforderungen der Gestaltungssatzung bestehen jedoch 
bauordnungsrechtliche Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB sowie die Genehmigung 
gemäß § 144 BauGB zur vorliegenden Bauvoranfrage.  
 
Beratung:  
 
Die Beschlussvorlage wurde dem Bauausschuss bereits in der Sitzung vom 24.07.2025 im 
Wege eines Eilentscheids zur Entscheidung vorgelegt und entsprechend beschlossen. Da sich 
jedoch herausgestellt hat, dass die formalen Voraussetzungen für einen Eilentscheid in 
diesem Fall nicht gegeben waren, wird die Vorlage nun ordnungsgemäß erneut zur 
Beschlussfassung eingebracht.  
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss folgt dem Beschlussvorschlag, das Einvernehmen zur vorliegenden 
Bauvoranfrage zu versagen. 
 
Abstimmungsergebnis – 11 x Ja - einstimmig 
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6.1. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 244/2 
Fristende: 11.09.2025 
Dachsanierung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0062) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 11.09.2025.  
  
 
• Bauantrag  
Gegenstand des Bauantrages ist die Dachsanierung eines bestehenden Wohnhauses. Dabei 
soll das Dach gedämmt und die vorhandenen Dachausstiegsfenster ausgetauscht werden. 
Die im Bestand bereits vorhandene ornamentale Gestaltung der Dachfläche mit einem 
Dreiecksmuster aus verschiedenfarbigen Dachziegeln soll mit den aktuell im Handel 
erhältlichen Farben Weinrot, Braun und Rot auf der Grundfarbe Anthrazit entsprechen dem 
historischen Muster nachgebildet werden. 
 

• planungsrechtliche Zulässigkeit 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
 

• Gestaltungssatzung und Sanierungsgebiet / Stellungnahm Büro Deubert  

Das Grundstück befindet sich im räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- und 
Erhaltungssatzung, deren Regelungen dementsprechend zu beachten sind, sowie im Bereich 
des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets der Stadt Nierstein.  

In § 8 Abschnitt 3. Dacheindeckung Nr. 3.2 setzt die Gestaltungssatzung ausdrücklich Rote 
bis rotbraune unglasierte Ziegeldeckungen oder in Form und Farbe ähnliche Baustoffe fest.  

Für die vorgesehen Nachbildung des bestehenden Dreiecksmusters aus farbigen Ziegeln auf 
der Dachfläche mit Grundfarbe Anthrazit ist daher eine Befreiung von den Festsetzungen der 
Gestaltungssatzung zu beantragen.  

Im Vorfeld des Beschlusses über das Einvernehmen der Stadt Nierstein wurde daher bei dem 
Planungsbüro Deubert eine städtebauliche Stellungnahme gemäß § 144 BauGB sowie eine 
Bewertung zu den Inhalten der Gestaltungssatzung eingeholt. 
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Da es sich bei dem Vorhaben um die Rekonstruktion eines bestehenden Daches unter 
Beibehaltung der vorhandenen, das Stadtbild positiv prägenden Gestaltungselemente handelt, 
erscheint diese Abweichung von den Regelungen der Gestaltungssatzung aus Sicht der 
Sanierungsberaterin hinnehmbar. Das Planungsbüro Deubert kommt bei seiner fachlichen 
Bewertung zu dem Schluss, dass das Vorhaben nicht im Widerspruch zu den Regelungen der 
Gestaltungssatzung steht und auch die Regelungen des § 144 BauGB insoweit beachtet sind.  

Nach Einschätzung des Büro Deubert stellten die geplanten Maßnahmen eine 
Verbesserung des äußeren Erscheinungsbildes des Anwesen dar. Dem Bauausschuss 
/ Stadtrat wird daher empfohlen dem Bauantrag zuzustimmen und die Genehmigung 
gemäß § 144 / 145 BauGB zu erteilen. 

 

 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag 
sowie zur Abweichung von den Regelungen der Gestaltungssatzung und die Zustimmung 
gemäß § 144 / 145 BauGB. 

 
Beratung:  
 
Die Beschlussvorlage wurde dem Bauausschuss bereits in der Sitzung vom 24.07.2025 im 
Wege eines Eilentscheids zur Entscheidung vorgelegt und entsprechend beschlossen. Da sich 
jedoch herausgestellt hat, dass die formalen Voraussetzungen für einen Eilentscheid in 
diesem Fall nicht gegeben waren, wird die Vorlage nun ordnungsgemäß erneut zur 
Beschlussfassung eingebracht.  
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss folgt dem Beschlussvorschlag und erteilt Einvernehmen  
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja - einstimmig 
 
 
 
 
6.2. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Oberdorfstraße; Flur 1, Flurstück 247/1  
Fristende: 23.09.2025 
Umbau und Erweiterung eines bestehenden Wohnhauses 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0073) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung:  
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
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Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 23.09.2025.  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Umbau und die Erweiterung eines bestehenden 
Gebäudes. 
 
Im Rahmen der Umbauarbeiten soll das Hauptdach einer energetisch Sanierung unterzogen 
und in seiner Dachneigung angepasst werden. Dabei wird der Kniestock straßenseitig über 
der bestehenden Hofeinfahrt sowie der Kniestock auf der Hofseite angehoben, so dass eine 
durchgehende Trauflinie des Hauptdaches entsteht.  
Der Anbau entlang der Oberen Auflangenstraße wird ebenfalls aufgestockt. Dabei wird das 
bestehende Flachdach der Dachterrasse durch ein Satteldach mit 20° Neigung ersetzt. Die 
Dachneigung von 20° ergibt sich dabei aus den Anforderungen einerseits durch den Anbau 
eine volle Raumhöhe zu gewinnen und andererseits den Dachfirst des rechtwinklig von 
Hauptdachabgehenden Anbaus in der Höhe unterhalb der Firsthöhe des Hauptdachs 
anzuschließen. 
Aufgrund der verringerten Dachneigung von 20° (die Gestaltungssatzung verlangt eine 
Mindestdachneigung von 40°) sowie aufgrund des liegenden Fensterformates eines 
Panorama-Fensters in der zum Hof gerichteten Wand, sind zur Verwirklichung der Planung 
Ausnahmen von den Festsetzungen der Gestaltungssatzung erforderlich. Die Ausnahmen von 
den Festsetzungen zur Mindestdachneigung und Fassadengestaltung werden mit dem 
Bauantrag beantragt. 
 

• Planungsrechtliche Zulässigkeit 

Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 

• Gestaltungssatzung und Sanierungsgebiet / Stellungnahm Büro Deubert  

Das Grundstück befindet sich im räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- und 
Erhaltungssatzung, deren Regelungen dementsprechend zu beachten sind, sowie im Bereich 
des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets der Stadt Nierstein.  

Zum Bauantrag sowie insbesondere zu den beantragten Befreiungen von den Regelungen der 
Gestaltungssatzung wurde daher beim betreuenden Planungsbüro Deubert eine 
städtebauliche Stellungnahme eingeholt.  

Auch das Büro Deubert legt zunächst dar, dass das Bauvorhaben wesentliche Festsetzungen 
der Gestaltungssatzung nicht beachtet. Hierzu wurden jedoch begründete 
Abweichungsanträge eingereicht, denen nach Einschätzung des Büro Deubert aus 
städtebaulicher Sicht zuzustimmen ist. Die Regelung des § 144 BauGB sind beachtet.  
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Abschließend kommt das Büro Deubert zu der Bewertung, dass die geplanten Maßnahmen 
eine wesentliche Verbesserung des äußeren Erscheinungsbildes des Anwesens darstellen. 
Dem Bauantrag kann damit zugestimmt werden. Dem Stadtrat wird empfohlen, dem 
Bauantrag im Sinne des § 144 / 145 BauGB zuzustimmen. 

 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat erteilt das Einvernehmen zum vorliegenden Bauantrag einschließlich der 
beantragten Abweichungen von der Gestaltungssatzung sowie die Genehmigung gemäß § 
144 BauGB. 
 
Beratung: 
 
Michael Voß verlässt vor dem Tagesordnungspunkt 6.2 seinen Platz. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss erteilt Einvernehmen. 
 
Abstimmungsergebnis – 10 x ja - einstimmig  
 
Michael Voß kehrt an seinen Platz zurück. 
 
 
 
 
7. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Hinter Saal; Flur 2, Flurstück 11, 12 13, 31, 40/8 
Fristende: 23.09.2025 
Errichtung eines Einfamilienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0069) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
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zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt!  
Fristende: 23.09.2025.  
 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Einfamilienhauses 
 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit 
Bezeichnung „Hinter Saal“. Der Bebauungsplan leidet jedoch unter einem 
Ausfertigungsmangel und kann nicht angewandt werden. Planungsrechtlich ist die Fläche 
daher als unbeplanter Innenbereich gemäß § 34 BauGB zu bewerten. Im unbeplanten 
Innenbereich ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist.  
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein. Die Erschließung ist durch 
die angrenzende Straße Hinter Saal gesichert. 
 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag.  
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss folgt dem Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: 10 x Ja, 0 x Nein, 1 x Enthaltung 
 
 
 
 
8. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beratung und Beschlussfassung über die 

Evaluierung und Fortschreibung des ISEK 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0065) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen des laufenden Städtebauförderprogramms hat die Stadt Nierstein eine 
Evaluierung des bestehenden integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) 
vorgenommen. Ziel war es, die Umsetzung des bisherigen Maßnahmenprogramms zu 
bewerten, neue Anforderungen aufzunehmen und das Konzept an die aktuelle Bedarfslage 
anzupassen. 
Besonderer Handlungsbedarf ergibt sich durch neue Maßnahmen wie die Modernisierung der 
Kita Morgenstern sowie der geplanten Sanierung des denkmalgeschützten Rathauses in 
Verbindung mit der gestalterischen Aufwertung des Stadtparks. Auch die Entwicklung des 
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Parkplatzes am Schloss wurde in die Fortschreibung integriert, um auf die anhaltende 
Stellplatzproblematik in der Innenstadt zu reagieren. 
 
Nach einer ersten Abstimmung mit der ADD Neustadt wurden strukturelle Änderungswünsche 
an der ursprünglichen Fassung der Evaluierung formuliert. Diese Hinweise wurden 
aufgenommen, und die Evaluierung entsprechend überarbeitet. Das Dokument liegt nun in der 
angepassten Fassung vor. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Nierstein beschließt die Evaluierung und Fortschreibung des 
integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) in der vorliegenden, überarbeiteten 
Fassung.  
 
Beschluss: 
 
Dem Stadtrat wird empfohlen, der Vorlage zuzustimmen.  
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja - einstimmig 
 
 
 
 
9. Städtebauförderung Nierstein; hier:  Beschlussfassung über den Planentwurf 

Stadtpark nach Bürgerbeteiligung sowie über die Kosten der Modernisierung und 
Instandsetzung 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0070) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Zuge der zu Ende gegangenen Sanierung wurden die Ziele und Maßnahmen evaluiert. Hier 
hat sich gezeigt, dass in einigen Teilbereichen noch eine Anpassung erfolgen sollte. 
Als eine wichtige Maßnahme sind die Herstellung und Aufwertung des Stadtparkes und die 
barrierefreie Zuwegung. Zunehmend wird der Stadtpark als städtebaulicher Raum gesehen, 
der Erholung und Entspannung bietet, der aber auch verstärkt nachgefragt wird, um als 
innerstädtische Kulisse für viele Arten von Events zu dienen. 
Die Bandbreite dieser Veranstaltungen geht weit über das bisher bekannte hinaus. Es zeigt 
sich eine deutliche Veränderung der Nutzungen, die eine sehr breite Bevölkerung anspricht. 
So sind dies nicht mehr die bekannten Großereignisse wie Musikkonzerte oder Ähnliches. 
Viele kleinere Veranstaltungen, Weinmessen, Weinproben, Stadtführungen, gastronomische 
Events und vieles mehr möchten den Stadtpark als innerstädtischen Rahmen nutzen. 
 
So zeigt sich immer mehr, dass Touristen diesen Park für eine kleine Verweilpause sehr 
schätzen und diesen nutzen. 
 
Die stattgefundene Bürgerbeteiligung hat ergeben, dass von den Bürgern einige Themen 
genannt wurden, die sie wichtig fanden umgesetzt zu werden: 
 

- Möblierung und Beleuchtung 
- Erneuerung der Rathaus-Terrasse und neue Überdachung 
- Wasserspielplatz 
- Bewegungsangebote für alle Altersgruppen 
- Spielgeräte für Kinder 
- Pétanquebahn 
- Bienenfreundliche Bepflanzung 
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Vom Stadtrat wurde gebeten zu prüfen, ob die Eingangssituation zur Bildstockhohl durch eine 
Rampe verbessert werden könnte. Dies ist grundsätzlich bautechnisch möglich, führt aber zu 
Mehrkosten in Höhe von ca. 42.600,00 €. Hier muss der Stadtrat entscheiden, ob er dies so 
umsetzen möchte. In der vorliegenden Planung ist diese barrierefrei Zugangssituation 
festgehalten. 
 
Die erste Kostenschätzung aus der Kofi erfolgte 2017 mit ca. 600.000,00 €. In 2024 wurde 
diese überarbeitet aufgrund der vertiefenden Planung und lag dann bei 880.038,00 €. Nach 
der Bürgerbeteiligung und Überarbeitung und weiteren Vertiefung der Planung liegen die 
Kosten nunmehr bei 1.011.792,00 €. Darin enthalten sind auch die neuesten 
Preisanpassungen, die über den Zeitraum von vier Jahren bei einigen Bauprodukten bei ca. 
37,4 % liegen. Die Überprüfung der Leistungsphasen zur Einordnung des Honorars in die 
HOAI-Berechnung ergab die Einstufung in die Honorarzone IV HOAI (Bewertung liegt bei). 
 
Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Neustadt fordert zur besseren Kostensicherheit 
die Leistungsphase 5 HOAI in Anwendung zu bringen. Dies führt zu einer höheren 
Auftragssumme des bereits an das Planungsbüro Deubert & Partner erteilten Auftrags von 
ursprünglich 76.948,00 € auf 96.553,00 €, bezogen auf die vorliegenden neuen Kosten. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt 
 

1. den Förderantrag für die Erneuerung des Stadtparkes bei Gesamtkosten in Höhe von 

1.011.792,00 € förderrechtlich zu beantragen. 

 

2. die Anhebung der Planungsleistung nach HOAI Leistungsphase 5 an das 

Planungsbüro Deubert & Partner zu vergeben. 

 

3 a.  die vorliegende Planung anzunehmen einschließlich der barrierefreien  

Zugangssituation in der Bildstockhohl. 

Oder  

 

3 b. die vorliegende Planung anzunehmen ohne die barrierefreie Zugangssituation in 

der Bildstockhohl umzusetzen. 

 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/51137-562590 bzw. 043/51137-

096100-105-10 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende legt dem Ausschuss den überarbeiteten Planungsstand vor und erläutert 
diesen. Gegenüber der vorherigen Planung ergeben sich folgende Änderungen: Reduzierung 
der Staudenbeete, Verbreiterung der Zufahrt vom Bauhof auf über 4 m, Überarbeitung des 
Entwässerungskonzepts; Einbau einer Entwässerungsrinne vorgesehen.  
 
Keine Blickbeziehung vom Kriegerdenkmal in den Stadtpark vorhanden; daher Rücknahme 
der Büsche zur Öffnung der Blickachse, Erneuerung der bestehenden Zaunanlage im Osten 
geplant.  
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Zur Stromversorgung: Einzelne Punkte der Stromentnahme für den Festbetrieb sind derzeit 
nicht aufgeführt. Zugang über den Eingang Bildstockhohl: Barrierefreiheit ist planerisch durch 
eine Rampe berücksichtigt. Erhalt des bestehenden Rosenbeets, Aufwertung des großen 
Steins durch ein Beleuchtungskonzept vorgesehen. Terrassenvorbereich am Rathaus künftig 
ohne Pflanzbeet; Tiefbau-Zisterne zur Umsetzung des Bewässerungskonzepts eingeplant. 
Insgesamt 7 Entnahmestellen für Niederschlagswasser (kein Trinkwasser) vorgesehen, 
Nutzung des Oberflächenwassers vom Rathaus geplant. Zusätzlich ist eine Ringleitung mit 
Frischwasseranschluss in Prüfung.  
 
Im Anschluss erfolgt ein Austausch im Ausschuss über den vorgelegten Plan. Die Änderungen 
werden zur Kenntnis genommen und diskutiert. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss empfiehlt, dem Beschlussvorschlag zuzustimmen.  
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja – einstimmig  
 
Im Punkt 3 a) Barrierefreiheit/Zugangssituation der Bildstockhohl stimmt der Ausschuss wie 
folgt ab:  
 
Abstimmungsergebnis: 9 x Ja, 0 x Nein, 2 x Enthaltung  
 
 
 
 
10. Aufstellung einer Gestaltungsrichtlinie für private Möblierung im öffentlichen Raum  

hier: Grundsatzbeschluss 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0061) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung:  
 
Die Gestaltung privater Außenmöblierung im öffentlichen Raum wie Bestuhlung von 
Außengastronomie oder Warenständer vor Geschäften kann sowohl im positiven als auch im 
negativen Sinne erhebliche Auswirkung auf die Wirkung und Gestaltung öffentlicher 
Straßenräume und Plätze oder der Freiflächen entlang des Rheinufers haben.  
Seitens der Verwaltung wird dem Bauausschuss / Stadtrat die Aufstellung einer 
Gestaltungsrichtlinie für Möblierung im öffentlichen Raum nach dem Vorbild der Stadt 
Bacharach (siehe Anlage) empfohlen. Die Richtlinie ist immer dann zu beachten, wenn eine 
Sondernutzungserlaubnis beantragt wird. Sie bietet die Möglichkeit im öffentlichen Raum 
einerseits eine positive, wertige Gestaltung der privaten Außenmöblierung einzufordern und 
bietet andererseits eine Handhabe gegen unerwünschte Gestaltungsformen und Materialwahl. 
Der Anwendungsbereich der Richtlinie sollte die bebaute Ortslage der Stadt Nierstein sowie 
die Freiflächen entlang des Rheinufers umfassen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss / Stadtrat trifft den Grundsatzbeschluss zur Aufstellung einer 
Gestaltungsrichtlinie für private Möblierung im öffentlichen Raum nach dem Vorbild der 
„Gestaltungsrichtlinie für Möblierung im öffentlichen Raum“ der Stadt Bacharach. 
Der Beschluss erfolgt vorbehältlich einer positiven Stellungnahme der 
Straßenverkehrsbehörde.  
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Beratung: 
 
Der Ausschuss tauscht sich über die künftige Entwicklung und rechtliche Einordnung aus. Es 
wird angeregt, eine Überarbeitung der bestehenden Gestaltungssatzung vorzunehmen. Eine 
Anpassung der Satzung kann ggf. zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. Der Vorsitzende 
erklärt, dass bei positiver Abstimmung ein Rohkonzept zur weiteren Ausarbeitung erstellt wird. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss folgt dem Beschlussvorschlag:  
 
Abstimmungsergebnis: 11 x Ja - einstimmig 
 
 
 
 
11. Mitteilungen  

 
Sondersitzung am 05.11.2025  
 
Frau Lucia Schenk verlässt die Sitzung (20:40 Uhr). 
 
 
 
 
12. Anfragen  

 
Es liegen keine Anfragen vor.  
 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung durch den 
Vorsitzenden: In einer Angelegenheit wird auf das Vorkaufsrecht verzichtet. Einem anderen 
Antrag wird zugestimmt. 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Krämer Karin Bachmann 
3. Beigeordneter  

 
 
 


